
18

VORLAGE

18/4644
A09

Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025 
Antrag der Fraktion der SPD vom 26.11.2025 
„Schusswaffeneinsatz in der Polizeiwache Hattingen nach einem 
Messerangriff" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt „Schuss­

waffeneinsatz in der Polizeiwache Hattingen nach einem Messerangriff". 

Mit freundlichen Grüßen 

IUJ~ 
~,erbert Reul MdL 

ß"". Dezember 2025 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 11.12.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

„Schusswaffeneinsatz in der Polizeiwache Hattingen nach einem 

Messerangriff" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 26.11.2025 

Das Ministerium der Justiz hat mir zu dem angefragten Tagesordnungs­

punkt mit Schreiben vom 04.12.2025 folgende Informationen zur Verfü­

gung gestellt: 

„Der leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat dem Ministerium der Justiz 

unter dem 02.12.2025 Folgendes berichtet: 

,Am 22.11.2025 suchte der später durch einen Schuss Geschä­

digte gegen 05. 10 Uhr die Polizeiwache in Hattingen auf. Im Wach­

raum zog er ein Messer und drohte damit. Der wachhabende Be­

amte und ein zweiter herbeigeeilter Polizeibeamter forderten ihn 

auf, das Messer wegzulegen. Hierauf reagierte der Geschädigte 

nicht. Als er auf die Beamten zukam, setzten sie Pfefferspray ein. 

Der Geschädigte überkletterte dennoch den Tresen, wobei er das 

Messer weiterhin in der Hand hielt und bewegte sich auf den da­

hinter befindlichen wachhabenden Beamten zu. Dieser schoss da­

raufhin gezielt in Richtung der Beine des Geschädigten, der hier­

durch an beiden Oberschenkeln verletzt wurde. Er wurde in die 

Ambulanz des Krankenhauses in Hattingen eingeliefert. Lebens­

gefahr bestand nicht. 

Im Rahmen der am 22. 11. 2025 durchgeführten verantwortlichen 

Vernehmung hat der Geschädigte angegeben, er habe die Wache 
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Der Minister 

aufgesucht, um sich von einem Polizeibeamten erschießen zu las­

sen. Er habe nicht die Absicht gehabt, andere Personen mit dem 

Messer zu verletzen. 

Wegen des Sachverhalts ist hier ein Ermittlungsverfahren gegen 

den beteiligten Polizeibeamten wegen Verdachts der gefährlichen 

Körperverletzung gemäß § 223, 224 Abs. 1 Nr. 2 StGB eingeleitet 

worden. Gegen die angeschossene Person wurde ein Ermittlungs­

verfahren wegen tätlichen Angriffs auf Vollstreckungsbeamte ge­

mäß § 114 StGB eingeleitet. Die Ermittlungen dauern an.' 

Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat dem Ministerium der Justiz unter 

dem 03.12.2025 berichtet, gegen die Sachbehandlung des leitenden 

Oberstaatsanwalts habe er keine Bedenken." 
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